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Neues DBA stärkt Wirtschaftsregion
VON PRISKA RÖSLI*

L
iechtenstein und die Schweiz
haben gestern ein neues Dop-
pelbesteuerungsabkommen
(DBA) unterzeichnet. Das DBA

soll das bestehende «Rumpfabkom-
men» zwischen Liechtenstein und der
Schweiz vom 22. Juni 1995 ersetzen und
nach der Ratifizierung durch die jewei-
ligen Parlamente ab dem 1. Januar 2017
Gültigkeit erlangen. Für Liechtenstein
ist das DBA mit der Schweiz nun das
fünfte umfassende Abkommen mit
einem wichtigen Handelspartner und
reiht sich in die Liste der bisher abge-
schlossenen DBA mit Deutschland,
Grossbritannien, Österreich und Lu-
xemburg ein. 

Vermeidung von Doppelbesteuerung
Grundsätzlich ist jeder Staat basie-

rend auf seinem unilateralen Recht dazu
befugt, Steuern zu erheben. Dies kann
bei grenzüberschreitenden Sachverhal-
ten dann problematisch werden, wenn
beide Staaten ein und dasselbe Steuer-
objekt besteuern wollen und damit eine
ungewünschte doppelte Besteuerung
zur Folge hat. Ein DBA soll vermeiden,
dass natürliche oder juristische Perso-
nen, die in beiden Staaten Einkünfte er-
zielen oder Vermögen besitzen, in bei-
den Staaten auf denselben Einkom-
mens- bzw. Vermögensbestandteilen
Steuern bezahlen. Es regelt, in welchem
Umfang das Besteuerungsrecht dem
einen oder anderen Staat zusteht. 

Ein Beispiel einer solchen Doppelbe-
steuerung ist die Besteuerung von
liechtensteinischen AHV-Renten, wel-
che an Rentner mit Wohnsitz in der
Schweiz gezahlt werden. Das Renten-
einkommen ist in der Schweiz aufgrund
des Wohnsitzes ordentlich als Einkom-
men zu versteuern. Zusätzlich erhebt
Liechtenstein seit 2012 eine Quellen-
steuer auf diesen AHV-Zahlungen, was
in einer Doppelbesteuerung resultiert.
Das neue DBA wird diese Doppelbe-
steuerung eliminieren, indem klar ge-
regelt wird, dass AHV-Renten aus-
schliesslich im Wohnsitzstaat (also in
der Schweiz) besteuert werden dürfen.  

Kernpunkte des neuen DBAs
Das bisherige «Rumpfabkommen» hat

nur bestimmte Einkommenstypen, wie
zum Beispiel Einkommen aus unselbst-
ständiger Arbeit, Ruhegehälter/Renten
und Einkommen aus öffentlichem
Dienst sowie Zinsen aus Grundpfandfor-
derungen geregelt. Das neue DBA hinge-
gen ist ein umfassendes Abkommen zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung von
Einkommen und Vermögen in Anleh-
nung an die Empfehlungen der OECD in
diesem Bereich. 

Die wichtigste Neuerung ist sicher-
lich der Wegfall bzw. die Reduktion der
schweizerischen Verrechnungssteuer
(Quellensteuer) auf Dividenden und
Zinsen für natürliche sowie juristische
Personen mit Wohnsitz/Sitz ausserhalb
der Schweiz, wie dies in anderen kürz-
lich von der Schweiz abgeschlossenen
Abkommen geregelt ist. Somit können
liechtensteinische Vorsorgeeinrichtun-

gen sowie liechtensteinische Gesell-
schaften künftig Dividenden von
schweizerischen Tochtergesellschaften
neu ohne Quellensteuerabzug von 
35 Prozent vereinnahmen. Die Redukti-
on der Verrechnungssteuer auf 0 Pro-
zent ist in der Regel von einer Mindest-
beteiligungsquote von 10 Prozent und
einer Haltedauer von einem Jahr ab-
hängig. Bei natürlichen Personen ist
eine Reduktion von 35 Prozent auf neu
15 Prozent (Sockelsteuer) vorgesehen,
was insbesondere bei Portfolio-Anlagen
Wirkung zeigen wird. Bei Zinsen be-
steht das Besteuerungsrecht neu aus-
schliesslich beim Ansässigkeitsstaat,
d. h. auch hier wird in Zukunft keine
Verrechnungssteuer mehr erhoben wer-
den. Gleich verhält es sich bei Lizenz-
einnahmen. 

Status-Quo bei Grenzgängern
Bei der Besteuerung von unselbst-

ständig Erwerbenden wird sich im We-
sentlichen nichts verändern. Demzufol-
ge wird das Erwerbseinkommen aus
unselbständiger Erwerbstätigkeit wei-
terhin am Wohnsitz des Arbeitnehmers
besteuert. Diese Regelung wird auch
auf die rund 10 000 Schweizer Grenz-
gänger anwendbar bleiben, obwohl
Liechtenstein diese Einkünfte gerne
einer Quellenbesteuerung unterworfen
hätte. 

Ausnahmen zur Besteuerung des Er-
werbseinkommens am Wohnsitz beste-
hen bei Einkünften aus einem Arbeits-
verhältnis im öffentlichen Dienst und
bei Aufsichtsrats- oder Verwaltungsrats-
vergütungen. In diesen Fällen werden
die Einkünfte am Erwerbsort, d. h. im
Land in dessen öffentlichen Dienst die
natürliche Person steht bzw. am Sitz der
Gesellschaft, welche die Verwaltungs-
ratsentschädigung zahlt, besteuert.

Das neue DBA mit der Schweiz bringt
einerseits wesentliche Steuervorteile
mit sich, andererseits sind die beiden
Staaten auch verpflichtet, den Informa-
tionsaustausch auf Anfrage zu gewähr-
leisten. Der im DBA aufgenommene In-
formationsaustausch auf Ersuchen un-
terstützt die Bemühungen beider Län-
der im Bereich der internationalen
Zusammenarbeit und der angestrebten
steuerlichen Transparenz. 

Diese DBA-rechtliche Verpflichtung ist
jedoch dahingehend zu relativieren, als
dass mit dem geplanten multinationalen
automatischen Informationsaustausch
der OECD, welcher voraussichtlich ab 1.
Januar 2018 Wirkung entfalten wird, ein
gegenseitiger Informationsaustausch so-
wieso eingeführt wird. Sodann ist es le-
diglich eine zeitliche Komponente, ab
wann Steuerinformationen unter den
Vertragsstaaten ausgetauscht werden. 

Strukturierungsmöglichkeiten
Aufgrund des neuen DBA und insbe-

sondere aufgrund des Wegfalls bzw. der
Reduktion der schweizerischen Ver-
rechnungssteuer ergeben sich neue
Vorteile bzw. Strukturierungsmöglich-
keiten für juristische wie auch für na-
türliche Personen. Einige Beispiele:

1. Eine liechtensteinische Gesell-
schaft hält eine Tochtergesellschaft mit
Sitz in der Schweiz. Bei Ausschüttungen
wurden bislang die vollen 35 Prozent
Verrechnungssteuer von der Schweiz
einbehalten. Mit dem neuen DBA kann
die Verrechnungssteuer gänzlich zu-
rückgeholt werden, sofern die Beteili-
gung am Kapital der Tochtergesellschaft
mindestens 10 Prozent beträgt und für
mindestens 1 Jahr gehalten wird.

2. Eine liechtensteinische Gesell-
schaft hält schweizerische Wertschriften
und schweizerische Bankkonten. Bei Di-

videnden und Zinsen aus der Schweiz
wurden bislang die 35 Prozent Verrech-
nungssteuer einbehalten. Neu soll hier
nur noch der 15-prozentige Sockelsatz
auf Dividenden (bei Beteiligung 
<10 Prozent) und 0 Prozent auf Zinsen
zur Anwendung gelangen. Durch die
Einbringung des Wertschriftenportfolios
in eine neue schweizerische Tochterge-
sellschaft könnte die Verrechnungssteu-
er auch bei Dividenden auf 0 Prozent re-
duziert werden, andererseits würde
mindestens die Direkte Bundessteuer
von 7,83 Prozent darauf erhoben.  

3. Eine natürliche Person mit Wohn-
sitz in Liechtenstein betreibt ein Unter-
nehmen in Form einer Kapitalgesell-
schaft in der Schweiz. Ausschüttungen
wurden bislang mit 35 Prozent Quellen-
steuer versehen, sodass netto nur 65
Prozent bei der natürlichen Person ver-
einnahmt werden konnten. Mangels Be-
rechtigung zur Rückforderung der Ver-
rechnungssteuer blieb die natürliche
Person auf der Quellensteuer «sitzen».
Mit dem neuen DBA kann die Quellen-
steuer neu auf 15 Prozent reduziert wer-
den. Gründet die natürliche Person eine
Holding-Gesellschaft in Liechtenstein
und bringt die schweizerische Gesell-
schaft in die neue liechtensteinische
Holding ein, könnte die Verrechnungs-
steuer auf Ausschüttungen sogar auf 0
Prozent reduziert werden. Allerdings
sind bei dieser Konstellation bestimmte
Missbrauchsvorschriften zu beachten.

4. Liechtensteinische Vorsorgeein-
richtungen, welche in schweizerische
Wertschriften investiert haben, können
in Zukunft Dividenden verrechnungs-
steuerfrei vereinnahmen. Damit erhöht
sich die Netto-Rendite auf den Vorsor-
gevermögen.

5. Ein schweizerisches Unterneh-
men, welches mit einer Bauausführung

in Liechtenstein betraut war, wurde bis-
her in Liechtenstein steuerpflichtig, so-
bald die Bauausführung die Dauer von
sechs Monaten überschritt. Mit dem
neuen Abkommen entsteht die liech-
tensteinische Steuerpflicht erst dann,
wenn die Dauer der Bauausführung
mehr als zwölf Monate dauert. Dies
bringt vor allem administrative Erleich-
terungen mit sich, da das Unternehmen
nicht in beiden Ländern deklarations-
pflichtig wird und keine Aufteilung des
Gewinns vorgenommen werden muss.
Das neue DBA wird allgemein höhere
Anforderungen an das Bestehen einer
steuerpflichtigen Betriebsstätte stellen,
als dies bisher der Fall war. Dies trifft
auch auf den umgekehrten Fall zu,
wenn ein liechtensteinisches Unterneh-
men in der Schweiz tätig wird.  

6. Eine natürliche Person mit Wohn-
sitz in der Schweiz erhält ein Verwal-
tungsratshonorar für ihre Tätigkeit bei
einer liechtensteinischen Gesellschaft.
Unter dem alten Abkommen unterlag
das Verwaltungsratshonorar in der
Schweiz der Einkommensbesteuerung;
unter dem neuen DBA hingegen hat
Liechtenstein das Besteuerungsrecht
und die Schweiz muss auf eine Besteue-
rung verzichten. 

7. Eine natürliche Person mit Wohn-
sitz in der Schweiz erhält eine AHV-
Rente aus Liechtenstein. Bisher wurde
diese in einem ersten Schritt um die
liechtensteinische Quellensteuer von 
8,4 Prozent reduziert und anschliessend
auch noch in der Schweiz der Einkom-
menssteuer unterworfen. Die Schweizer
Steuerbehörden erlaubten im besten Fall
den Abzug der bereits entrichteten Steu-
er (Nettoversteuerung). Nach in Kraft
treten des neuen DBAs wird die liechten-
steinische Quellensteuer entfallen und
damit die Gesamtsteuerbelastung auf
die AHV-Rente wesentlich gesenkt.

Grosser Schritt in richtige Richtung
Das neue DBA wird viele Vorteile für

Unternehmen und Personen in beiden
Ländern bringen. Die Verbesserungen
im Bereich der schweizerischen Ver-
rechnungssteuer fallen dabei am meis-
ten ins Gewicht. Insbesondere die Wirt-
schaftsregion im grenznahen Gebiet
wird davon profitieren können. Das
neue DBA wird auch Möglichkeiten für
Neuansiedlungen von Unternehmen
und internationalen Steuerplanungs-
möglichkeiten eröffnen, welche beiden
Ländern zugutekommen werden. Es ist
begrüssenswert, dass die Nachbarstaa-
ten endlich ein umfassendes DBA ab-
schliessen konnten und dadurch die
zwischenstaatlichen Beziehungen wei-
ter gestärkt werden. 
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Frankenstärke sorgt für Rekord-Stimmungstief
ZÜRICH. Die Exportstimmung unter den
Schweizer KMU erreicht für das kom-
mende Quartal ein Rekordtief. Dies
zeigt die Quartalsumfrage von Switzer-
land Global Enterprise (S-GE) bei über
200 exportierenden Schweizer KMU.
Fast drei Viertel der befragten KMU
geben an, durch die Frankenstärke an
Exportvolumen zu verlieren.

Ausländische Nachfrage zieht an
Das Credit Suisse Exportbarometer

zeigt, dass die ausländische Nachfrage
weiterhin anzieht. Allerdings kommt sie
als Folge der Wechselkurssituation nur
abgeschwächt bei den Schweizer KMU
an. Allein gestützt auf ausländische
Nachfragefaktoren sollte das Export-
wachstum derzeit etwa 5 Prozentpunkte
höher sein, als es tatsächlich ausfällt.

Das Credit Suisse Exportbarometer,
das die ausländische Nachfrage nach
Schweizer Produkten abbildet, zeigt ak-
tuell einen Wert von 1,04 an. Es liegt
damit wie in den beiden Vorquartalen
beim langjährigen Mittel von 1,00, was
ein durchschnittliches Exportwachs-
tum erwarten liesse.

Bettina Rutschi, Senior Economist
bei der Credit Suisse, sagt: «Die wirt-
schaftliche Erholung in den USA sorgt
auch in diesem Quartal weiter fu ̈r eine
Nachfragesteigerung bei den exportie-
renden Schweizer KMU. Die sich be-
schleunigende wirtschaftliche Erho-
lung in Europa sendet ebenfalls positi-
ve Signale. Angesichts des geringen An-
teils der Schweizer Exporte nach
Griechenland von 0,4 Prozent an den
gesamten Schweizer Ausfuhren dürfte

die dortige Krise keine direkten Auswir-
kungen auf die Schweizer Exportwirt-
schaft haben. Das Credit Suisse Export-
barometer stellt allerdings ausschliess-
lich auf die ausländische Nachfrage ab
und berücksichtigt die Wechselkursent-
wicklung nicht. Gemäss unseren Be-
rechnungen sollte das Exportwachstum
allein gestützt auf die ausländische
Nachfrage derzeit etwa 5 Prozentpunk-
te höher liegen, als es tatsächlich aus-
fällt. Die Frankenstärke schwächt die
Exporte aus der Schweiz somit be-
trächtlich.»

Zu niedrige Exportperspektiven
«Die Situation der exportierenden

Schweizer KMU hat sich fast ein halbes
Jahr nach der Entscheidung der
Schweizerischen Nationalbank, die

Euro-Franken-Wechselkursuntergren-
ze aufzuheben, leider nicht verbessert»,
sagt Alberto Silini, Leiter Beratung bei
S-GE. «Im Gegenteil, der Wert der S-
GE-Exportperspektiven liegt mit 43,3 so
niedrig und so deutlich unter der
Wachstumsschwelle von 50 wie noch
nie seit Beginn der Befragung im 2010.»
Der Wert errechnet sich aus der Export-
stimmung der befragten Schweizer
KMU für das dritte Quartal 2015 sowie
den effektiven Exporten im Vorquartal.

Franken belastet vermehrt
Die Zahl der Kleinen und mittleren

Unternehmen, die angeben, der starke
Franken habe einen negativen Einfluss
auf ihr Exportvolumen, hat sich zudem
von 67 Prozent auf 74 Prozent noch
weiter erhöht. Silini stellt fest: «Die Un-

ternehmen erachten im aktuellen Um-
feld noch immer die Optimierung des
Beschaffungswesens als vordringlichs-
te Massnahme gegen den starken
Franken, gefolgt von der Senkung der
Produktionskosten und Preiserhöhun-
gen.»

Erschliessung neuer Exportmärkte
Hingegen wollen Silini zufolge weni-

ger kleine und mittlere Unternehmen
ihre Lohnkosten reduzieren als noch
im Vorquartal: «Unsere Befragung zeigt
weiter, dass 24 Prozent der Schweizer
KMU neue Märkte angehen wollen im
Vergleich zu 20 Prozent im Vorquartal.
Da raten wir mit Nachdruck: So not-
wendig das Kostensenken ist, die Er-
schliessung neuer Exportmärkte schafft
langfristig Wachstum.» (pd)


